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TARIFINFO 
 

Mehrheit der Länder verweigert Einigung! 
 

Arbeitskampf im Öffentlichen Dienst geht weiter! 
 

 
In den Verhandlungen am 10. und 11. 
März 2006 hat die Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder (TdL) unter der Füh-
rung des niedersächsischen Finanzmi-
nisters Möllring am bisherigen Kurs 
festgehalten. Eine Mehrheit der Länder 
will keinen Kompromiss in diesem Ta-
rifkonflikt – sie wollen die Bedingungen 
diktieren! Sie wollen längere Arbeits-
zeiten. Sie wollen Einsparungen zu 
Lasten der Beschäftigten durchsetzen. 
 
Ignoranz statt Vernunft! 
Die Gewerkschaftsseite hat in enger 
Abstimmung untereinander in allen 
noch offenen Fragen Kompromissvor-
schläge gemacht. Die TdL zeigt sich 
mehrheitlich aber nicht kompromisswil-
lig. Der Verhandlungsführer der Län-
der, Möllring, hat in den Verhandlun-
gen nicht einen einzigen Lösungsvor-
schlag vorgelegt. Im Gegenteil: Durch 
sein Beharren auf Maximalforderungen 
hat er jede Einigung unmöglich ge-
macht. Er will, dass die Länder Ar-
beitszeit, Weihnachts- und Urlaubsgeld 
einseitig diktieren können. Dies lehnt 
die Gewerkschaftsseite ab! Setzen 
sich die Arbeitgeber in dieser Linie 
heute durch, werden morgen weitere 
Verschlechterungen folgen. 
 
 
 

Die kompromissbereiten Länder in der 
Minderheit! 
Zwar waren einige Länder bereit, sich 
mit den Gewerkschaften des öffentli-
chen Dienstes zu verständigen, aber 
eine Mehrheit der Länder beharrt auf 
ihren Maximalforderungen. Letztlich 
zielt das darauf, bei den Ländern tarif-
freie Zonen zu schaffen. Ein solches 
Vorgehen ist nur möglich, wenn die 
Ministerpräsidenten der Länder dies 
decken. 
 
Gewerkschaftsseite strebt Lösung des 
Konflikts an! 
In den Verhandlungen hat die Gewerk-
schaftsseite einen Lösungsvorschlag 
vorgelegt, der den Ländern entgegen 
kommt und den Weg zu einem Ab-
schluss frei machen sollte. Der Vor-
schlag beinhaltete in den wesentlichen 
Punkten: 
 

1. Arbeitszeit 
Die Arbeitszeit bleibt bei 38,5 Stunden 
für die Beschäftigten in den Entgelt-
gruppen 1 – 10 (das entspricht BAT X 
bis BAT IVa ohne Aufstieg nach III, 
Lohngruppe 1 - 9). Die Arbeitszeit in 
den Entgeltgruppen 11 – 14 (BAT IVa 
mit Aufstieg nach III bis BAT Ib) soll 
39,5 Stunden und 40 Stunden in Ent-
geltgruppe 15 (BAT Ib mit Aufstieg o-
der BAT Ia) betragen. 
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2. Jahressonderzahlung 
Die Jahressonderzahlung soll ebenfalls 
nach Entgeltgruppen gestaffelt werden: 

 
 

3. Einkommenserhöhungen 
Nachdem die Länder für 2005 eine 
Einkommenserhöhung vehement ab-
gelehnt haben, hat die Gewerkschafts-
seite vorgeschlagen: Die Einmalzah-
lungen für 2006 und 2007 sollen je-
weils betragen: 

 
 
Länder nicht kompromissbereit! 
Die Arbeitgeber haben diese Vorschlä-
ge in den Wind geschlagen. Sie wollen 
noch viel mehr weitere Zugeständnisse 
– obwohl wir bereits bis an unsere 
Grenzen gegangen sind. Sie wollen 
den Konflikt eskalieren lassen! 
 
Arbeitgeber allein verantwortlich! 
Mit ihrer kompromisslosen Haltung 
tragen die Arbeitgeber die Verantwor-
tung für die Fortsetzung des Konflikts. 
Die TdL will diktieren, was verdient und 
wie lange gearbeitet wird. Das ent-

spricht nicht unserem Demokratiever-
ständnis! Wir stehen für die Tarifauto-
nomie, für Interessenausgleich, für Ta-
rifverträge. 
Dass es auch anders geht, zeigt die 
Haltung des Innenministers aus 
Schleswig-Holstein, Stegner, der an 
der Verhandlungsführung der TdL un-
missverständlich Kritik geübt hat: Die-
se sei nicht auf Einigung gerichtet ge-
wesen, sondern eher darauf, so 
Stegner wörtlich: „Eine Einigung nicht 
haben zu wollen, weil man glaubt, man 
braucht keine Tarifverträge.“ Der stell-
vertretende TdL-Vorsitzende hat 
Recht! Die Arbeitgeber müssen sich 
bewegen, damit es zu einer Einigung 
kommen kann! 
 
Für eine Tarifvertrag! 
Die Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes sind weiter zu einer Lösung 
im Rahmen von Verhandlungen bereit. 
Dies geht jedoch nur, wenn die Tarif-
gemeinschaft deutscher Länder end-
lich ein verhandlungsfähiges Angebot 
vorlegt. Solange das ausbleibt, wird 
der Arbeitskampf fortgesetzt. 
 
 
 
Der Landesvorstand 
 

 


